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Strompreiszonen 


Vorbemerkung der Fragesteller 

Am 23. September 2015 hat sich die europäische Agentur für die Zusammenar- 
beit der Energieregulierungsbehörden (ACER) in einem maßgeblich von Polen 
angestoßenen Prozess für eine Teilung der deutsch-österreichischen Strompreis- 
zone ausgesprochen. In der Folgezeit fanden Verhandlungen Deutschlands und 
Österreichs zusammen mit den Nachbarländern Polen und Tschechien statt, um 
eine Lösung zu erarbeiten. 

Im Januar 2016 endete die von ACER gesetzte viermonatige Frist für Verhand- 
lungen ohne Einigung auf eine Teilung, wobei sich Österreich vehement dage- 
gen ausgesprochen hat und auch eine Klage vor dem Gericht der Europäischen 
Union gegen das ACER-Votum angestrengt hat. 

Österreichs Energieregulierer hat in der Vergangenheit argumentiert, dass an 
der deutsch-österreichischen Grenze kein Netzengpass besteht und deshalb auch 
keine Obergrenze im Stromhandel zwischen beiden Ländern gezogen werden 
muss. Außerdem finde derzeit eine EU-weite Untersuchung der Strompreiszo- 
nen durch den Verband Europäischer Übertragungsnetzbetreiber (ENTSO-E) 
statt, deren Ergebnisse abgewartet werden sollten. 

Die Bundesnetzagentur hat dagegen am 2. Mai 2016 mitgeteilt, dass eine Tei- 
lung der Preiszone an der Grenze zwischen beiden Ländern bewirkt, „dass die 
in wenigen Stunden eines Jahres auftretenden handelsseitigen Exportspitzen 
zwischen Österreich und Deutschland, die aktuell die gefährlichen Netz- 
engpässe in Deutschland verursachen, künftig verhindert werden“ (www. 
bundesnetzagentur.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/20 16/1 60502_ 
Netzreserve.html). Zudem rechnete der Energieregulierer damit, dass eine 
Teilung vor dem Winter 2018/2019 den Bedarf an Netzreservekapazitäten um 
etwa zwei Drittel auf 1 900 MW verringern würde. 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Sehreiben des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie vom 
14. Juli 2016 übermittelt. 

Die Drucksache enthält zusätzlich — in kleinerer Schrifttype - den Fragetext. 
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1 . Welche Maßnahmen sieht die Bundesregierung abgesehen vom Netzausbau 
als geeignet an, um eine von der Europäischen Kommission angedachte 
Spaltung des Strommarktgebietes in Deutschland zu verhindern? 

Und welche Rolle kann dabei aus Sicht der Bundesregierung die angedachte 
regionale Differenzierung der Einspeiseentgelte für die Erzeugungskapazi- 
täten spielen? 

Ab einer bestimmten Intensität, d. h. Umfang und Häufigkeit, lassen sich Netz- 
engpässe durch Netz- und Systemsicherheitsmaßnahmen wie unter anderem Re- 
dispatch nicht mehr versorgungssicher und effizient auflösen. Folglich müssen 
Netzengpässe beseitigt werden, wenn die einheitliche Gebotszone erhalten wer- 
den soll. Die wichtigste Maßnahme zum Abbau von Netzengpässen ist der Netz- 
ausbau. Die Bundesregierung verfolgt zudem eine Reihe von weiteren Maßnah- 
men, um Netzengpässen auch kurzfristig entgegenzuwirken. Mit dem EEG 2016 
wurde eine regionale Komponente eingeführt. Diese stellt sicher, dass der Ausbau 
der Emeuerbaren besser mit dem Netzausbau verzahnt wird. Zudem wurde mit 
dem EEG 20 1 6 eine Regel beschlossen, die die Verfügbarkeit von KWK- Anlagen 
für die Bewältigung von Netzengpässen erhöht. Darüber hinaus arbeitet die Bun- 
desregierung an einer Verbesserung der grenzüberschreitenden Kooperation beim 
Redispatch. Diese kann ebenfalls zur Verminderung des Redispatch-Bedarfs bei- 
tragen. Außerdem ist die Bundesregierung bestrebt, an der Grenze zu Österreich 
ein Engpassmanagement einzuführen. Die Einführung regional differenzierter 
Einspeiseentgelte für Erzeugungsanlagen ist derzeit nicht vorgesehen. 


2. Inwieweit trägt aus Sicht der Bundesregiemng die Einführung eines Eng- 
passmanagements (also einer Limitierung der Stromhandelskapazitäten wie 
an den anderen deutschen Außengrenzen) an der Grenze zwischen Deutsch- 
land und Österreich zur Beibehaltung einer innerdeutschen Preiszone bei? 

Die Einführung eines Engpassmanagements an der Grenze zwischen Deutschland 
und Österreich kann erheblich zum Abbau von Netzengpässen beitragen. Auf die 
Antworten zu den Fragen 1 und 3 wird verwiesen. 


3. Mit welcher Größenordnung an Einspamngen (in Euro) bei den Verbrau- 
chern rechnet die Bundesregiemng bei einer Teilung der Preiszone im Ver- 
gleich zum Beibehalten der Preiszone mit Österreich (aufgmnd der errech- 
neten Absenkung des Bedarfs an Netzreservekapazitäten und damit verbun- 
dener Einspamngen bei den Übertragungsnetzbetreibem)? 

Unterstellt man in einer groben Annäherung Einsparungen von etwa 5 GW an 
vorzuhaltender Netzreserve bei einem Vorhaltungspreis von ca. 25 000 Euro/MW 
und Einsparungen im Vollastbetrieb von grob geschätzt 300 Stunden zu einem 
angenommenen Preis von 100 Euro/MWh, dann ergeben sich jährliche Einspa- 
rungen von ca. 280 Mio. Euro. 


4. Welche Obergrenze in Megawatt für den grenzüberschreitenden Day- 
Ahead-Stromhandel zwischen Deutschland und Österreich ist nach Kenntnis 
der Bundesregiemng nötig, um die von der Bundesnetzagentur genannte Ab- 
senkung des Netzreservebedarfs auf 1 900 MW im Winter 2018/2019 zu er- 
reichen? 


5,6 GW, vgl. Netzreservebericht Seiten 28 ff. und 75 ff 
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5. Welchen Vorschlag haben die Bundesregierung und/oder die Bundesnetz- 
agentur den österreichischen Behörden bezüglich der Einführung eines Eng- 
passmanagements an der Grenze konkret gemacht? 

Könnte aus Sicht der Bundesregierung die lastflussbasierte Marktkopplung, 
die bereits mit westlichen Nachbarländern existiert, ein Modell für das Eng- 
passmanagement zwischen Deutschland und Österreich sein (bitte begrün- 
den)? 

Die Anwendung einer lastflussbasierten Marktkopplung ist nach Auffassung der 
Bundesregierung auch das für die Kapazifäfsbewirtschaftung der deufsch-ösfer- 
reichischen Grenze am besfen geeignefe Modell. Dieses Modell wurde demenf- 
sprechend der ösferreichischen Seife mehrfach vorgeschlagen. Zu welcher Kapa- 
zifäfsberechnungsregion die deufsch-ösferreichische Grenze zugeordnef werden 
würde, d. h. ob zum Wesfen oder zum Osfen, wird europäisch fesfgelegf im Rah- 
men der sogenannfen CCR-Enfscheidung. Diese Enfscheidung liegf gerade bei 
der Agenfur für Zusammenarbeit der Regulierungsbehörden (ACER). 


6. Bis wann will die Bundesregierung mit Österreich (und ggf. den anderen eu- 
ropäischen Nachbarn) eine Lösung bzw. ein Ergebnis gefünden haben? 

Die Bundesregierung strebt an, für das Problem zeifnah eine Lösung zu finden. 


7. Wie viel Vorlaufzeit würde die Einfühmng des von der Bundesnetzagentur 
ab dem Winter 2018/2019 berechneten Engpassmanagements für den Strom- 
handel an der deutsch-österreichischen Grenze nach Erkenntnissen der Bun- 
desregierung benötigen? 

Für eine Marktkopplung reichen voraussichtlich eineinhalb bis zwei Jahre aus. 

Die Vorschaltung einer lastflussbasierten Kapazitätsberechnung erfolgt dann in 

Abstimmung mit den relevanten Prozessen und Akteuren nach VO CACM. 


8. Ist nach Erkenntnissen der Bundesregiemng die Einfühmng eines Engpass- 
managements für den Stromhandel an der deutsch-österreichischen Grenze 
ohne Zustimmung Österreichs, das sich in der Vergangenheit immer dage- 
gen ausgesprochen hat, machbar? 

Ein einseitiges Vorgehen ist prinzipiell möglich. Die Bundesregierung ist aber 
bestrebt, das Vorgehen so weit wie möglich mit Österreich und der Europäischen 
Kommission abzustimmen. 


9. Inwiefern verringern sich durch eine Beschränkung des Stromhandels zwi- 
schen Deutschland und Österreich nach Erkenntnissen der Bundesregiemng 
innerdeutsche Netzengpässe? 

Eine Beschränkung des Handels mit Österreich zur Entlastung innerstaatlicher 
Engpässe ist nur unter engen Voraussetzungen und allenfalls vorübergehend zu- 
lässig. Daher ist die Engpassbewirtschaftung nicht an der Entlastung innerdeut- 
scher Engpässe ausgerichtet, sondern daran, das Handelsvolumen an die tatsäch- 
liche, (n-l)-sichere Übertragungsfähigkeit der relevanten Grenzkuppelinfrastruk- 
tur anzupassen. Dass dadurch möglicherweise auch Entlastungen auf deutschen 
Netzelementen eintreten, ist ein Nebeneffekt. Dieser Nebeneffekt tritt im Übrigen 
auch auf österreichischen Leitungen ein. Eine Bezifferung und Aufteilung bei- 
spielsweise der oben genannten Einsparung bei der Netzreserve ist aufgrund der 
auftretenden Mischeffekte extrem anspruchsvoll und jedenfalls nicht ohne eine 
erneute Systemanalyse möglich. 
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10. Inwiefern würde dureh die Einführung eines Engpassmanagements für den 
Stromhandel an der deutseh-österreichischen Grenze auch der Bedarf für die 
im Strommarktgesetz angedachte Möglichkeit zum Neubau von Reserve- 
kraftwerken in Süddeutschland (bis zu 2 GW) beeinflusst? 

Der Bedarf für Netzstabilitätsanlagen nach § 1 3k EnWG muss zunächst bis zum 
3 1 . Januar 20 1 7 ermittelt werden. Ob die Einführung eines Engpassmanagements 
an der deutsch-österreichischen Grenze diesbezüglich bedarfsreduzierend wirkt, 
kann nur im Rahmen der für die Bedarfsermittlung noch zu erstellenden Analysen 
beurteilt werden. Der Bedarf hängt dann insbesondere von den sich nach einer 
Einführung einer Engpassbewirtschaftung ergebenden veränderten Lastflusssitu- 
ationen im Übertragungsnetz sowie weiteren Eingangsparametem ab und lässt 
sich auch nicht durch Erfahrungswerte vorab einschätzen. Neben der Verringe- 
rung des Gesamt-Redispatchbedarfs durch eine Engpassbewirtschaftung sind ge- 
rade im Hinblick auf den Bedarf für Netzstabilitätsanlagen noch weitere Effekte, 
wie zum Beispiel der Bedarf für wehere Sysfemdiensfleistungen, in den Blick zu 
nehmen. 
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